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Dr. Gerd Landsberg  

ist seit dem 1. Januar 1998 

Geschäftsführendes Präsidialmitglied 

des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 12500 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände  

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag 

(Gaststatus)  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-

Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Forderungen des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes zur Bundes-
wehrreform 
Auf der heutigen Konversionskon-
ferenz der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben (BIMA) sollen 
das Stationierungskonzept 2011, 
der Ablauf und die Organisation 
des Konversionsprozesses und das 
Verfahren bei der Wertfindung er-
läutert werden. 
 
Gemeinden verlangen Planungs-
sicherheit! 
 
Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund fordert anlässlich der 
Konferenz im Interesse der be-
troffenen Standortgemeinden, 
schnellst möglichst Planungssi-
cherheit der für die Nachnutzung 
betroffenen Liegenschaften herzu-
stellen! 
 
Es muss genau dargelegt werden, 
welche Truppen oder Truppenteile 
bis zu welchem Termin wo abzie-
hen und wann die Liegenschaften 
frei werden. 
 
Planungssicherheit ist nicht nur 
hinsichtlich der Kosten der Liegen-
schaft selbst zu schaffen, sondern 
auch hinsichtlich der durch die 
Liegenschaft verursachten Zusatz-
kosten. 
 
Im Übrigen muss der Bund sicher-
stellen, dass die Liegenschaften 
frei von Altlasten übergehen.  
 
Vermarktungsansatz flexibler 
gestalten! 
 
Besonders kritisch ist der Vermark-
tungsansatz der BIMA bei der Ver- 
 

wertung der betroffenen Liegen-
schaften zu sehen. 
 
So heißt es in der Antwort des 
Bundesministeriums der Verteidi-
gung vom 16. Januar 2012 zur 
Frage der Unterstützung der be-
troffenen Kommunen, dass die 
Beteiligung der BIMA an Standort-
entwicklungsmaßnahmen unter 
dem Vorbehalt der Wirtschaftlich-
keit steht.  
 
Des Weiteren erwarte die BIMA die 
Refinanzierung ihres Kostenanteils 
durch die Verwertungserlöse.  
 
Für die Städte und Gemeinden, vor 
allem für solche in strukturschwa-
chen Regionen, ist dieser Ansatz 
unzureichend! 
 
Unter den jetzt betroffenen Ge-
meinden sind viele, die bereits die 
Folgen des Truppenabzugs der 
Alliierten oder der letzten Bundes-
wehrreform, der sog. Struck-
Reform, zu bewältigen haben. 
 
Dies macht deutlich, dass Konver-
sionshilfen auch unabhängig von 
einem Wirtschaftlichkeitsvorbehalt 
erfolgen müssen. 
 
Die Einhaltung der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit im Bereich 
der öffentlichen Haushalte ist ein 
wichtiges Ziel, das die Städte und 
Gemeinden anerkennen! 
 
Allerdings muss es dort, wo es 
strukturpolitisch erforderlich ist, 
auch die grundsätzliche Möglichkeit  
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geben, dass Bundeswehr-
Liegenschaften kostengünstig 
oder unentgeltlich übertragen 
werden. 
 
Das kann helfen, Investitionen 
anzuschieben, Arbeitsplätze zu 
schaffen und Steuereinnahmen zu 
generieren. Deshalb kann es 
volkswirtschaftlich vorteilhaft sein, 
die Liegenschaften unter dem 
Marktwert an interessierte Städte 
und Gemeinden abzugeben. 
 
Förderprogramme aufstocken! 
 
Flankierend dazu müssen die För-
derprogramme des Bundes und 
der Länder, die den betroffenen 
Städten und Gemeinden bei der 
Bewältigung der Konversionsauf-
gaben helfen, aufgestockt werden.  
 
Der Verweis des Bundes auf die 
Länder hilft an dieser Stelle nicht 
weiter! Eine solche Aufgabe wird 
nur von Bund und Ländern ge-
meinsam zu schultern sein. 
 
Auch der Bund trägt eine regional-
politische Verantwortung, die er 
gemeinsam mit den Ländern 
wahrnehmen muss.  

Um die Konversionsfolgen abzu-
mildern, müssen die Mitteln der 
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesse-
rung der regionalen Wirtschafts-
struktur" (GRW) und die der Städ-
tebauförderung aufgestockt wer-
den. 
 
Die Gemeinden und Bürger haben 
in der Vergangenheit in die Infra-
struktur für die Bundeswehr inves-
tiert und dürfen nach einem Abzug 
nicht alleine gelassen werden. 
 
Konversion birgt finanzielle Risi-
ken, aber auch Chancen für die 
Entwicklung  der betroffenen Ge-
meinden und Regionen.  
 
Untersuchungen zeigen, dass 
Konversionsvorhaben erfolgreich 
waren – bei Beachtung nicht zu-
letzt der kommunalen Forderun-
gen. 
 
Unbürokratisches, zügiges und 
abgestimmtes Handeln gewähr-
leisten! 
 
Die BIMA muss ein kooperatives 
Konzept für die Abwicklung der 
Immobilienfragen vorlegen. 
 

Erforderlich ist ein möglichst unbü-
rokratisches, zügiges, investoren-
freundliches und mit den Gemein-
den abgestimmtes Verfahren. 
 
Präsenz in der Fläche sichern! 
 
Die Bundeswehr muss ungeachtet 
der jetzigen Reform auch künftig in 
der Fläche präsent ist. Sie ist ein 
Standortfaktor für die Gemeinden.  
 
Für die Bundeswehr war und ist 
die Partnerschaft mit den Städten 
und Gemeinden für die Integration 
in die zivile Gesellschaft wichtig. 
Auch künftig muss sich die Bun-
deswehr aktiv in diese Partner-
schaft einbringen, etwa um das 
Personal für ihr zukünftiges Aufga-
benprofil zu gewinnen. 
 
 

    Berlin, 07. Februar 2012 


